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Arbeitszeitmodelle werden in
der Gesellschaft mittlerweile als
eines der führenden Themenfel-
der diskutiert. Nach Angaben
bieten annähernd 90 Prozent
der deutschen Unternehmen
ihren Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern auch verschiedene Ar-
beitszeitmodelle an.

Einige gehen auf individuelle
Bedürfnisse ein. Damit haben
die Unternehmen erkannt, dass
durch die Abstimmung der Ar-
beitszeitmodelle mit denArbeit-
nehmern so genannte Win-Win-
Situationen entstehen. Beide
Seiten profitieren von den Ge-
staltungsspielräumen.

Wie das Institut der deut-
schen Wirtschaft in Köln mit-
teilt, sind flexible Arbeitszeiten
auch immer dann ein Thema,
wenn beispielsweise weibliche
Arbeitnehmerinnen Familie
und Beruf in Einklang bringen
wollen.

Im Übrigen steht Deutsch-
land im internationalen Ver-
gleich der Arbeitszeitmodelle
im Mittelfeld.

Quantitativ am erfolgreichs-
ten sind neben der individuell

vereinbarten Arbeitszeit die
Modelle der flexiblen Tages-
und Wochenarbeitszeit. An-
nähernd 68 Prozent der deut-
schen Unternehmen praktizie-
ren diese Modellvarianten.

Dabei ist festzustellen, dass
über die Hälfte der Unterneh-
men die Vertrauensarbeitszeit
haben. Mehr als ein Drittel der
Unternehmen hat die flexible
Jahres- oder Lebensarbeitszeit,
also Arbeitszeitkonten. Fast je-
des fünfte Unternehmen bietet
den Beschäftigten Telearbeit an.

Das die unterschiedlichenAr-
beitszeitmodelle den Arbeits-
markt verändern, steht außer
Frage. Es kann nach Auskunft
des Institutes der deutschen
Wirtschaft in Köln festgehalten
werden, dass die Arbeitszeitmo-
delle die Wettbewerbssituatio-
nen der Betriebe verbessern,
insbesondere im Bereich der fi-
nanziellen Ressourceneinspa-
rungen.

Darüber hinaus sichern un-
terschiedliche Arbeitszeitmo-
delle Arbeitsplätze, denn viel-
fach werden Beschäftigte vor
Kurzarbeit oder gar Entlassung
bewahrt.

Geht man der Frage nach, wie
sich die Telearbeit und die Ver-
trauensarbeitszeit entwickeln
werden, so stellt man fest, dass
die Telearbeit und Vertrauensar-
beitszeit die höchste Flexibilität
bietet. Dies aber unter den Vo-
raussetzungen, dass das Selbst-
management der Beschäftigten
und auch die Kompetenz der
Führungskräfte stimmig sind.

Vertrauensarbeitszeit:
Beinhaltet ein ganzes
Spektrum verschiede-
ner Arbeitszeitformen.
Es kann Gleitzeit ohne
wöchentliche Zeiter fas-

sung meinen ebenso
wie Arbeit ohne Zeitvor-
gaben und Zeiter fas-
sung. Der Mitarbeiter
wird nach seiner Leis-
tung bezahlt, die Zeit
steht nicht mehr so
sehr im Vordergrund.

Innerhalb der hessischen
Polizei sieht es indes
anders aus!

Geprägt von einer Misstrau-
enskultur geht es hauptsächlich
darum, die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zu überwachen,
ob auch die zu erbringenden
Wochenarbeitszeiten eingehal-
ten werden.

Besonderes Interesse gilt sei-
tens des Dienstherren auch der
Verfügbarkeit von Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten. Das
bedeutet, dass stärkere Präsenz-
erfordernisse natürlich gerne als
Begründung genommen wer-
den, um die entsprechenden
Stärken in den Dienstgruppen
zu erhöhen. Und natürlich auch
umgekehrt.

Anstatt auf die Vernunft und
Selbstständigkeit der Polizei-
beschäftigten zu setzen, möchte
man gerne alles und jedwede
Möglichkeit reglementieren.

Damit wird dieser hessischen
Polizei im Vergleich zur hessi-
schen Landesverwaltung einiges
an Spielräumen genommen.

So können Beamtinnen und
Beamte in der Landesverwal-
tung Altersteilzeit zur Anwen-
dung bringen,was den Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten
nicht gestattet ist.

Mit der Einführung des com-
puterunterstützten Arbeitszeiter-
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Arbeitszeit ein gesellschaftliches Thema –
auch in der hessischen Polizei?

Jens Mohrherr
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fassungssystems, welch ein Zun-
genbrecher, IZEMA bei der hes-
sischen Polizei stand im Vorder-
grund, dass einhergehend mit der
Messung und Administration der
individuellen Arbeitszeiten auch
ein Mehr an Arbeitszeitmodellen
geplant war.Mehr noch,es sollten
auch zentrale Abfragemöglich-
keiten ermöglicht werden, bei-
spielsweise eine Abfrage nach
der Mehrarbeit der Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamten.

Wie sieht es derzeit aus?

Das Programm wurde durch
„Eigenprogrammierung“ über-
frachtet. Das treibt die Anwen-
derinnen und Anwender zur
Verzweiflung. Auch ist eine Re-
signation im Kreise der Beschäf-
tigten offenbar.

Der behördlichen Willkür, al-
so der Anordnung der Arbeits-
zeit im Sinne von starken und
schwachen Präsenzzeiten, wur-
den durch die vom Hauptperso-
nalrat der Polizei abgeschlosse-
ne Dienstvereinbarung und den
Arbeitszeiterlassen Schranken
vorgegeben.

Schranken, das sieht man bei
beschrankten Bahnübergängen,
können bewegt werden.

Geleitet von einem Wollen
der Mehrheit der entsprechen-
den Beschäftigten sieht das der
Ausführungserlass auch vor.

Dies sehen einzelne Leiter von
Polizeidirektionen mittlerweile
anders. Wie man hört, werden
vorgegebene Mindestwachstär-
ken und Maximalstärken festge-
legt. Ohne das Mitarbeitervo-
tum, welches im Übrigen für eine
Änderung der bestehenden Ar-
beitszeitmodelle eine 51-prozen-
tige Zustimmung erfordert.
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Dies verunsichert die Beschäf-
tigten. Zugleich sorgt es für
Zündstoff,denn dieVerantwortli-
chen der Projektgruppe IZEMA
scheuen sich nicht, bei jeder Ge-
legenheit im Beschäftigtenkreis
darauf hinzuweisen, dass die Ein-
führung von IZEMA ein Produkt
des Hauptpersonalrates der Poli-
zei war. Womit sie bedingt recht
haben: Anstelle der Einführung
eines landesweiten Arbeitszeit-
modells, nämlich BSM, hat der
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HPR die Flexibilisierung der Ar-
beitszeit gewollt.Zumindest dort,
wo es Sinn macht.

Parallelen zur Wirtschaft

Es gibt augenscheinlich kei-
ne. Während die deutschen Un-
ternehmen es verstehen, durch
Motivation der Beschäftigten
das bestmöglichste Ergebnis zu
erzielen, schickt sich der Dienst-
herr an, durch Demotivation
einzuwirken.

Allein bis zur Einführung der
Telearbeit bei der hessischen Po-
lizei mussten zahlreiche Erörte-
rungen und Überzeugungsar-
beiten geleistet werden,bis diese
nun angeboten wurde.

Die Experimentierklausel ge-
stattet dieser hessischen Polizei ei-
niges,was die bestehendeArbeits-
zeitverordnung (PolAZVO) nicht
vorsieht. Im Rahmen der Födera-
lismusdiskussion sind die Länder
ermächtigt, gerade im Hinblick
auf bestehende Bundesgesetze ei-
gene Gesetze zu machen.
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Lothar Hölzgen einstimmig zum
Vorsitzenden gewählt
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Ein Arbeitsschwerpunkt des
Ausschusses werden die The-
men „Rund um die neue Dienst-
bekleidung“ sein. Informatio-
nen zu der unterschiedlichen
Entwicklung der Dienstbeklei-
dung der Länderpolizeien wer-
den zusammengetragen und sol-
len den Kolleginnen und Kolle-
gen wichtige Hinweise bzw. Hil-
festellungen bei der Einführung
neuer Uniformteile geben.

Darüber hinaus werden Ar-
beitsschutz und -sicherheit ei-
nen Schwerpunkt bilden. Den
Einstieg in diese Thematik trägt
eine Kommission von Spezialis-
ten aus den unterschiedlichsten
Bereichen des Arbeitsschutzes
zusammen. Psychische Belas-
tung am Arbeitsplatz, betriebli-
che Gesundheitsförderung und
die Lebensarbeitszeitbiographie
von Beamten/-innen im Wach-
und Wechseldienst sind die we-
sentlichen Bestandteile der un-
terstützenden Beratung.

Als Einzelprojekt wird sich
die BFA-S unter anderem mit

der Fortschreibung des GdP-Po-
sitionspapiers „Funkstreifenwa-
gen 2000“ befassen und zu ei-
nem neuen Positionspapier
„Funkstreifenwagen 2010“ ent-
wickeln. Insbesondere werden
hier die Arbeitsplatzvorschrif-
ten für z. B. „Mobile Wache“
Hauptaugenmerk sein. Bis zum
Herbst dieses Jahres werden Da-
ten aus den Ländern zusammen-
getragen und aufbereitet sein,
unterstützend Inhalte an die
Hand geben zu können. Die
Faktorisierung von Schicht-

arbeit wird vor dem Hinter-
grund der föderalen Entwick-
lungen in den Ländern immer
stärker in den Mittelpunkt ge-
werkschaftlicher Betrachtung
rücken. Das vom Bundesfach-
ausschuss Schutzpolizei im Feb-
ruar 2004 vorgestellte Konzept
der Faktorisierung wird unter
anderem auch in Hessen Gegen-
stand von anstehenden Tarif-
und Beamtenrechtsverhandlun-
gen sein.

Lothar Hölzgen
Weilburg

BUNDESFACHAUSSCHUSS SCHUTZPOLIZEI

Die Mehrarbeitvergütungs-
verordnung (Bund) kann also
durch ein hessisches Gesetz er-
setzt werden. Dies würde uns
Polizeibeschäftigte endlich die
Einführung der Jahresarbeits-
zeit ermöglichen, denn eine mo-
natliche Bilanzierung der er-
brachten Stunden wäre dann ob-
solet.Die Kappung von erbrach-
ten Stunden wäre dann auch
kein Thema mehr.

Die Diskussion ist eröffnet!
Jens Mohrherr

Wiesbaden

Die Mitglieder des Bundesfachausschusses Schutzpolizei
(BFA-S) trafen sich Anfang April zu ihrer konstituierenden Sit-
zung in Kassel. Bei den Wahlen übernahm erstmals ein Hesse
den Vorsitz des Bundesfachausschusses Schutzpolizei. Lothar
Hölzgen wurde einstimmig zum Vorsitzenden gewählt.

Der Vorstand des Bundesfachausschusses Schutzpolizei v. l.: Lothar Hölz-
gen (Hessen), Conny Zimmerling (Brandenburg/Frauengruppe) und Rai-
ner Schlipat (Berlin).
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Vor der zunehmenden Überal-
terung der hessischen Ordnungs-
hüter hat die Gewerkschaft der
Polizei (GdP) gewarnt. „Wenn al-
les so weiterläuft wie bisher, ist in
zehn Jahren nur noch jeder dritte
Polizist unter 40 Jahre alt“, sagte
der GdP-Landesvorsitzende Jörg
Bruchmüller in einem Gespräch
mit der Deutschen Presse-Agen-
tur. Grund sei die demographi-
sche Entwicklung, die sich auch
bei der Polizei abbilde. So rücken
die geburtenstarken Jahrgänge
immer näher ans Rentenalter,das
fürVollzugsbeamte nach derzeiti-
ger Rechtslage bereits mit 60 Jah-
ren erreicht ist.

Nach den GdP-Zahlen sind
von den rund 14 600 hessischen
Polizisten bereits heute 26 Pro-
zent über 50 Jahre alt. Dieser An-
teil werde sich bis 2016 auf 36
Prozent erhöhen. Mehr als die
Hälfte, nämlich 56 Prozent, sind
bereits über 40 Jahre alt. Dieser
Wert erhöhe sich auf 63,50 Pro-
zent. Das Durchschnittsalter stei-
ge von 41,5 auf 43,7 Jahre. Eine
zunehmende Zahl der Beamten –
derzeit rund 800 oder 5,5 Prozent
– sei bereits nur noch einge-
schränkt dienstfähig. „Die Quote
hat sich in den vergangenen vier
Jahren verdoppelt und belegt die
besonderen gesundheitlichen Be-
lastungen im Polizeidienst“,
meinte Bruchmüller.

„Dramatisch“ stelle sich die Si-
tuation in Mittel-, Ost- und Nord-
hessen dar, sagte der Gewerk-
schafter weiterhin. In diesen Re-
gionen werden die Polizisten laut

GdP derzeit nach einem kompli-
zierten System erst in einem
Durchschnittsalter von 37,5 Jah-
ren versetzt, da sie zuvor zum
Dienst im Rhein-Main-Gebiet
verpflichtet sind. Da auf der an-
deren Seite viele Berufsanfänger
aus den strukturschwächeren
Landesteilen kommen und dort-
hin auch wieder zurückwollen,
gibt es in den Dienststellen in und
um Frankfurt lange Wartelisten
mit Versetzungswünschen. Bei
Beibehaltung dieserVersetzungs-
praxis werde im Jahr 2016 beim
Präsidium Nordhessen nur noch
jeder fünfte Polizist jünger als 40
Jahre sein, erklärte Bruchmüller.
Über die Hälfte wäre über 50.

Von der Landesregierung ver-
langte Bruchmüller ein entschlos-
senes Gegensteuern. Mit jeweils
nur 250 Neueinstellungen habe
sie in den vergangenen Jahren zu
wenig getan, zumal rund jeder
zehnte Kommissarsanwärter die
Polizei nach wenigen Jahren be-
reits wieder verlasse. Dieser
Schwund solle bei den Neuein-
stellungen berücksichtigt werden.

„Die 400 Neueinstellungen in
diesem Jahr sind eine erfreuliche
Trendwende, reichen aber nicht
aus, um das Problem in den Griff
zu bekommen“.

In den kommenden Jahren
müssten jeweils mindestens 500

neue und vor allem junge Polizis-
ten eingestellt werden.

Christian Ebner, dpa, im
Gespräch mit dem GdP-Landes-

vorsitzenden Jörg Bruchmüller
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ALTERSSTRUKTUR DER POLIZEI

GdP warnt vor Opa-Polizei in Hessen

Vom Suchen und finden der Liebe
Hinter dieser Anzeige könnte (d)ein
Schatz verborgen sein …
Sportl. Akademikerin, 30/176, NR, lg.,
bl. Haare, gut aussehend, sucht den
humorv., sportl. attrakt. Mann zw.
30-37 J. für’s Leben aus Nordhes-
sen/Südniedersachsen.
Zuschr. bitte m. Foto an VdP/Ast. AV
730927/1 PJ 307, 40703 Hilden

Anzeige

Die Altersstruktur der hessischen Polizei im Vergleich von heute zum Jahr 2016.
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Ein Hinweis für unsere Kolle-
ginnen und Kollegen.Aufpassen
muss man, wenn man als Ren-
tenbezieher einen Beitragszu-
schuss zur Krankenversicherung
erhält. Hier gibt es unterschied-
liche Verfahrensweisen bei frei-
willig Versicherten in einer ge-
setzlichen Krankenkasse und
bei privat versicherten Versor-
gungsempfängern.

Bei freiwillig gesetzlich kran-
kenversicherten Versorgungs-
empfängern entfällt, wenn nur
ein ganz geringer Beitragszu-
schuss zum Krankenversiche-
rungsbeitrag vom Rentenversi-
cherungsträger gewährt wird
(ab dem ersten Eurocent), die
so genannte Sachleistungsbei-
hilfe (Medikamente usw.). Bei
privat krankenversicherten Ver-
sorgungsempfängern entfällt die
Sachleistungsbeihilfe ab einem
Beitragszuschuss von 41 Euro
monatlich.

Der Versorgungsempfänger
kann bei seinem Rentenversi-
cherungsträger den Beitragszu-

schuss zur Krankenversicherung
ablehnen. Eine Bescheinigung
des Rentenversicherungsträgers
über die Ablehnung muss an die
Beihilfestelle gesandt werden.
In diesem Fall erhält der Versor-
gungsempfänger wieder Beihil-
fe für Sachleistungen. Rückwir-
kend kann der Beitragszuschuss
nicht abgelehnt und eine Beihil-
fefähigkeit erreicht werden. Die
Ablehnung wirkt sich nur auf
im Anschluss daran anfallende
Kosten aus. Eine allgemeine
Empfehlung, wie man sich am
besten verhält, kann nicht abge-
geben werden. Jeder muss sich
selbst ausrechnen, ob es für ihn
günstiger ist, den Beitragszu-
schuss anzunehmen oder abzu-
lehnen.

Umfangreiche Informationen
zum Beihilferecht findet man im
Internet unter www.rp-kassel.
de. (Beihilfestelle). Antragsvor-
drucke und andere Formulare
stehen als Downloads zur Verfü-
gung.

Harald Dobrindt
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BEIHILFE SEMINARE

Zuschuss der
Rentenkasse zur
Krankenversicherung
Wegfall der Beihilfe bei Sachleistungen

Auch in diesem
Jahr veranstaltet
die GdP Hessen
wieder Fahrsi-
cherheitstrai-
nings exklusiv für
ihre Mitglieder.

Folgende Ter-
mine werden in
diesem Jahr ange-
boten:
% 6. Mai 2007

Motorradtrai-
ning in Hünstetten-Limbach
(Fahr- und Sicherheitszen-
trum der hessischen Polizei)

% 12. Mai 2007
Autotraining in Baunatal
(Verkehrsübungsplatz)

% 15. September 2007
Autotraining in Baunatal
(Verkehrsübungsplatz)

% 20. Oktober 2007
Autotraining in Hünstetten-
Limbach (Fahr- und Sicher-
heitszentrum der hessischen
Polizei)
Das Fahr- und Sicherheitstrai-

ning ist auf 15Teilnehmer jeVer-
anstaltung begrenzt. Dadurch

könnte es sein, dass nicht alle
Anmeldungen zum gewünsch-
ten Termin berücksichtigt wer-
den können.

Die Zusagen erfolgen nach
der Reihenfolge des Eingangs
der schriftlichen Anmeldungen
(per Fax oder E-Mail).

Infos unter:
www.gdp.de/hessen,

Schriftliche Anmeldungen an:
E-Mail:rbrunner@gdp-online.de
oder Telefax: 06 11/9 92 27 27.

GdP-Landesvorstand

Wird nämlich Geld im Erb-
schafts- oder Schenkungsfall
übertragen, wird der volle Wert
zur Besteuerung herangezogen.
Wechselt dagegen Grundver-

mögen den Eigentümer, wird
nicht der tatsächliche Wert des
Vermögens besteuert, sondern
nur etwa 50 bis 60 Prozent
des aktuellen Verkehrswertes.

Doch aufgrund des Beschlusses
des Bundesverfassungsgerichts
muss sich kein Erbe und kein
Beschenkter Gedanken ma-
chen. Die gleichmäßige Be-
steuerung muss spätestens zum
1. Januar 2009 greifen. Für alle
Erbfälle und Schenkungen bis
zur Verkündung eines neuen
Gesetzes gelten noch die jetzi-
gen Regelungen.

Tipp:
Sind Grundstücksschenkun-

gen bereits geplant, sollten diese

also noch bis Ende 2008 notari-
ell über die Bühne gehen. Wer
Geld schenken möchte, kann
auch von der günstigeren
Grundstücksbesteuerung profi-
tieren. Wird nämlich Geld mit
der Auflage geschenkt, ein ganz
bestimmtes Grundstück zu er-
werben, liegt ein Fall der mittel-
baren Grundstücksschenkung
vor.

Weitere Informationen unter:
www.quicksteuer.de

Bis Ende 2008 bleibt alles beim Alten

Fahr- und
Sicherheitstraining
für GdP-Mitglieder

FÜR SIE GELESEN

Im Februar veröffentlichte das Bundesverfassungsge-
richt seinen Beschluss zur Bewertung des derzeitigen Erb-
schaft- und Schenkungsteuergesetzes (Beschluss vom
1. November 2006, Az. 1 BvL 10/02).

Wie nicht anders zu erwarten war, ist die im Vergleich
zur Geldschenkung deutlich günstigere Besteuerung von
Grundvermögen und Betriebsvermögen verfassungswidrig.
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Seit dem ersten Tag der Ein-
führung des FPolD steht die
GdP diesem ablehnend gegen-
über. Die innere Sicherheit
ist kein Betätigungsfeld für
Freiwillige, die in Feierabend-
laune Sheriff spielen wollen und
dafür auch noch entlohnt wer-
den.

In einem Brief hat sich nun
die GdP erneut an die Städte
und Gemeinden gewandt, um
für die Nichteinführung eines
FPolD zu werben.Es gibt ausrei-
chend Gründe, den FPolD abzu-
lehnen! Die wichtigsten Aussa-
gen des GdP-Briefes sind fol-
gende:
% … mit diesem Schreiben wen-

det sich die GdP an die politi-
schen Verantwortungsträger
aller hessischen Kommunen
mit der Bitte, für den Erhalt be-
währter vollzugspolizeilicher
Strukturen einzutreten und ei-
ner Entprofessionalisierung
der Polizei, z. B. durch die
Einführung eines FPolD, ent-
gegenzutreten.

% … Die Bürgerinnen und Bür-
ger haben einen Anspruch auf
eine qualifizierte Dienstleis-
tung, die innerhalb der öffent-
lichen Sicherheit unverzicht-
bar ist. Diese professionelle
Dienstleistung kann nur von
ausreichend und gut ausge-
bildeten Polizistinnen und
Polizisten gewährleistet wer-
den. Die polizeiliche Praxis
macht immer wieder deutlich,
dass bei fast allen polizeilichen
Situationen nicht nur recht-
liche Überlegungen, sondern
im besonderen Maße auch ein
kompetenter „Konfliktma-
nager“ gefragt ist, um situa-
tionsbedingt und zielsicher
einzuschreiten. Diesem An-
forderungsprofil kann ein

FPolD nicht ansatzweise ge-
nügen.

% … Zwar ist der „Kampf gegen
Kriminalität eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe“, die es
auf dieVerantwortung eines je-
den Einzelnen mit seinen indi-
viduellen Möglichkeiten zu
übertragen gilt, gleichwohl er-
scheint es gefährlich und un-
professionell, unzureichend
ausgebildete Mitbürger/-innen
im Bereich hoheitlicher Auf-
gaben mit Befugnissen, auch
nur unterstützend, im Kampf
gegen Kriminalität einzuset-
zen.

% … Unbestritten ist, dass die
Bürger einen wertvollen Bei-
trag für die Sicherheit aller
leisten können und auch müs-
sen. Der Weg über kommunale
„Präventionsräte“, über Verei-
ne oder Initiativen wie „Wach-
samer Nachbar“ ist hierzu der
richtige Ansatz. Zivilcourage
bei der Wahrnehmung krimi-
nellen Verhaltens ist auch ohne
einen FPolD von allen Bür-
gerinnen und Bürgern einzu-
fordern.

% … Dem vermeintlichen subjek-
tiven Sicherheitsgefühl der
Bürgerinnen und Bürger steht
die objektive Sicherheitslage
gegenüber. Zudem ist es frag-
lich, nach welchen Kriterien ein
subjektives Sicherheitsgefühl
gemessen werden kann. Die
„gefühlte“ Sicherheit wird er-
fahrungsgemäß vollkommen
unterschiedlich wahrgenom-
men und bewertet,eben subjek-
tiv. Aussagekräftiger hingegen
ist die polizeiliche Kriminalsta-
tistik, die trotz der Dunkelfeld-
problematik die objektive Si-
cherheitslage anhand von Fak-
ten darstellt. Auch dort, wo der
FPolD als Modellversuch ins-

talliert wurde, hat sich die ob-
jektive Sicherheitslage nicht
signifikant verändert. Insofern
kann von einem „Erfolgsmo-
dell“ keine Rede sein.

% … Bemerkenswert ist die Fest-
stellung in der Problembe-
schreibung des Gesetzantrages
aus dem Jahr 2003, dass die
Polizei „gewisse Bereiche
nicht im gewünschten Ausmaß
betreuen konnte“ und „der
Freiwillige Polizeidienst dies
mit einer Präsenzerhöhung“
kompensiert habe. Der von
der Landesregierung somit
selbst festgestellte Personal-
mangel im Polizeivollzug soll
somit durch eine „Laienpoli-
zei“ aufgefangen werden. Es
ist somit kein zusätzliches An-
gebot für die innere Sicherheit,
sondern ein billiger Ersatz, der
zudem von den Kommunen
zu finanzieren ist. Eine schlei-
chende Entprofessionalisie-
rung der inneren Sicherheit ist
festzustellen.

% … Im Zuge der „Operation
sichere Zukunft“ wurden und
werden bei der hessischen Po-
lizei 968 Stellen eingespart.
Die Arbeit der wegfallenden
polizeilichen Tarifbeschäftig-
ten (608) muss folgerichtig von
Vollzugsbeamten zusätzlich
übernommen werden, die wie-

derum für ihre originäre Auf-
gabe nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. 360 Stellen der
Vollzugspolizei werden nach
Pensionierung in den Jahren
2007 und 2008 nicht ersetzt.
Hinzu kommt eine stetig zu-
nehmende Überalterung der
Polizei.

% … In der nötigen Konsequenz
werden Strukturveränderun-
gen die Folge sein.Diese haben
bereits begonnen und werden
nach der Landtagswahl mit
hoher Wahrscheinlichkeit wei-
tergeführt.
Konkret bedeutet dies, dass ei-
nige Schichtdienstreviere und
-stationen nicht mehr rund um
die Uhr besetzt sein werden,da
die Mindestwachstärken nicht
mehr aufrechterhalten werden
können.

% … Vor diesem Hintergrund er-
scheint die flächendeckende
Einführung des FPolD als ei-
ne Schein- bzw. Billiglösung,
um das Personal- und Struk-
turproblem der hessischen Po-
lizei „irgendwie in den Griff“
zu bekommen.

% … Hinsichtlich der Finanzie-
rung von „Ehrenamtlichen“
ist zudem beklagenswert, dass
es nunmehr Ehrenamtliche 2.

LANDESJOURNAL

FREIWILLIGER POLIZEIDIENST

Innenministerium wirbt für Billiglösung

● Tarif- und Gehaltsver-
handlungen – jetzt!

● Keine Verlängerung
der Lebensarbeitszeit!

● Faktorisierung der
Schichtarbeit!

Eines der strategischen Ziele der hessischen Polizei ist
die landesweite Einführung des Freiwilligen Polizei-
dienstes (FPolD). Um dieses Ziel zu erreichen, wurden
die hessischen Polizeidienststellen angewiesen, dies-
bezüglich auf die Städte und Gemeinden zuzugehen und
für die Einführung des Freiwilligen Polizeidienstes zu
werben.

Fortsetzung auf Seite 6
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Klasse gibt,die keineAufwand-
entschädigung von 7 € pro
Stunde erhalten.
Wie will man einem Angehöri-
gen der Freiwilligen Feuer-

wehr klarmachen, dass dieser
materiell schlechtergestellt ist.
Für das „ehrenamtliche Spa-
zierengehen“ der freiwilligen
Polizeihelfer müssen von den
Kommunen 7 €/Stunde be-
zahlt werden.

Sicherheit ist genau wie
Bildung keine Billigware,
die rein nach betriebs-
wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten organi-

siert werden kann. Si-
cherheit ist eine staat-
liche Aufgabe mit not-
wendiger Professiona-
lität. Heute mehr denn je!

GdP-Landesvorstand

LANDESJOURNAL
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Eine nichtalltägliche Verabschiedung
40 Dienstjahre und das Errei-

chen der im Beamtengesetz ver-
ankerten Altersgrenze mit der
Vollendung des 60. Lebensjah-
res, dies waren zunächst die
Eckwerte, die (Heinz) Jürgen
Bücking mit dem morgendli-
chen Aufstehen schon erbracht
hatte. Sicherlich hatte er sich
über seinen letzten Arbeitstag
für das Land Hessen Gedanken
gemacht und den Tagesablauf
immer wieder vor seinem geisti-
gen Auge ablaufen lassen. Das
dann aber doch alles etwas an-
ders kam, hatte er sich wohl
nicht träumen las-
sen. Aber zuerst
mal der Reihe
nach:

Die Vorberei-
tungen begannen
schon am Vortag.
Der Hangar der
PHUST wurde auf
Vordermann ge-
bracht und heraus-
geputzt, am nächs-
ten Morgen die
letzten Handgriffe.

Als dann um
10.00 Uhr „IBIS 2“
landete, hatte Jür-
gen Bücking auch
seinen letzten
dienstlichen Auf-
trag fliegend absol-
viert und wurde
von den Kollegin-
nen und Kollegen
auf dem Vorfeld in
Empfang genom-
men. Beim Ausstei-
gen musste er sich
durch ein Spalier
kämpfen und nicht

zum letzten Mal an diesem Tag
bekam er dabei „weiche Knie“.
Und dann ging es Schlag auf
Schlag: Fast alle alten und jetzi-
gen Kolleginnen und Kollegen
der PHUST, Freunde und Be-
kannte sowie Kolleginnen und
Kollegen der benachbarten und
befreundeten Dienststellen tra-
fen nach und nach ein, so dass
um zwölf Uhr der offizielle Teil
der Feier beginnen konnte.

Franz Thiemeyer als Staffel-
leiter erläuterte in seiner An-
sprache denWerdegang Jürgens.
Die ein oder andere Begeben-

heit kam dabei natürlich wieder
aufs Tablett und sorgte nicht nur
bei seiner Frau Trudi für ein
breites Schmunzeln. Dass früher
alles anders war, mussten nun
auch die jüngsten Kollegen ver-
nehmen und staunten nicht
schlecht, dass damals sogar das
Innenministerium dem Heirats-
willen zustimmen musste.
Grundausbildung, Einzeldienst
und schließlich 32 Jahre PHUST
prägten den Jubilar, der aber
nicht seine Bodenständigkeit
verlor. Wie ein roter Faden zog
sich der Ausdruck „Soziale

Kompetenz“ durch die darge-
brachten Huldigungen. Körper-
liche Fitness,die er als fliegendes
Personal zweimal jährlich in ei-
ner Fliegertauglichkeitsuntersu-
chung unter Beweis stellen
musste, der klare Blick für das
Wesentliche und die Akzeptanz,
die er bei Jung undAlt vorgefun-
den hat, rundeten das Bild für
diejenigen Gäste ab, die nicht
tagtäglich mit ihm zu tun hatten.
Klar, dass dabei das Herz ein
bisschen schwer wurde.

So unvergesslich, wie Jürgen
sich in seiner langjährigen Tätig-

keit als Kollege,
Kamerad, Perso-
nalrats- und Ge-
werkschaftsvertre-
ter und einfach als
Persönlichkeit
selbst gemacht hat.
Die Anwesenden
dankten Jürgen für
die vergangene
Zeit. Bleibt nur zu
hoffen, dass er sei-
nen Ruhestand ge-
nießen wird und er
besonders einem
seiner Hobbies,
dem Bootfahren,
frönen kann. Und
wenn ihm dabei
noch Zeit bleibt,
bei den Kollegin-
nen und Kollegen
ab und zu mal rein-
zuschauen, wird
sich bewahrheiten,
was alle sowieso
denken: einer wie
er ist immer will-
kommen.

Jürgen Justus
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Franz Thiemeyer (rechts) verabschiedet Heinzjürgen Bücking (links).
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Zur diesjährigen Jahres-
hauptversammlung der GdP-
Kreisgruppe Büdingen hatte der
Kreisgruppenvorstand diesmal
in die Gaststätte „Saline“ in Bü-
dingen eingeladen.

Trotz des verspäteten Winter-
einbruches mit starkem Schnee-
treiben, fanden viele Mitglieder
den Weg nach Büdingen.

Vorsitzender Ottfried Würtz
begrüßte ganz besonders den
ehemaligen Vorsitzenden der
Kreisgruppe, Max Lücke, sowie
den stellvertretenden Bezirks-
gruppenvorsitzenden Lothar
Luzius.

Etwas verspätet konnte dann
auch der GdP-Landesvorsitzen-
de Jörg Bruchmüller begrüßt
werden.

Im folgenden Jahresbericht
ging Kollege Würtz besonders
auf die im letzten Jahr durchge-
führten Veranstaltungen der
Kreisgruppe Büdingen ein. Wei-
tere Themen waren die Teilnah-
me an überregionalen Veran-
staltungen der Gewerkschaft
und die Teilnahme an verschie-
denen Kundgebungen.

Im Anschluss an den Jahres-
bericht erfolgte der Bericht der
Kassenwartin Monika Ullenber-
ger. Sie berichtete über die Ein-
nahmen und die Ausgaben des
letzten Jahres. Die beiden Kas-

senprüfer, Winfried Farrenkopf
und Heiko Bergheimer, beschei-
nigten der Kassenwartin eine
einwandfreie und korrekte Kas-
senführung.

Nach dem Bericht der Kas-
senwartin und der Entlastung
des Vorstandes kam man zu
den anstehenden Ehrungen.
Diese nahmen der Landesvor-
sitzende der GdP, der stellver-
tretende Bezirksgruppenvorsit-
zende und der Kreisgruppen-
vorsitzende Otfried Würtz ge-
meinsam vor.

Für 25 Jahre GdP-Mitglied-
schaft wurden Jürgen Winter so-
wie für 40 Jahre Mitgliedschaft
Dieter Gaidies und Helmut

LANDESJOURNAL

AUS DEN KREISGRUPPEN

„Krawallmacher“ sorgte für heftige
Diskussion

Ruhl geehrt. Kollege Gaidies
konnte allerdings aus gesund-
heitlichen Gründen nicht anwe-
send sein.

50 Jahre Mitgliedschaft in der
GdP, der ehemalige Leiter der
hiesigen Ermittlungsgruppe,
Ernst Lißmann.

Im Anschluss berichteten der
stellvertretende Bezirksgrup-
penvorsitzende und der Landes-
vorsitzende aus der Arbeit der
Landesgruppe und des Haupt-
personalrates. Danach kam es
noch zu einer angeregten Dis-
kussion, wobei auch ein Thema
die verbale Entgleisung des
hessischen Innenministers Vol-
ker Bouffier anlässlich einer De-

monstration von Polizeibeam-
ten in Nordhessen war. Damals
stellte der hessische Innenminis-
ter demonstrierende Polizeibe-
amte als „Krawallmacher“ hin.
Man sollte Mitarbeiter, deren
Arbeitserfolge man politisch
verwertet, nicht in dieser Art
und Weise kränken, ja fast schon
beleidigen. Eine Analyse der
Thematik, warum Polizeibeamte
schon demonstrieren müssen,
um auf Probleme aufmerksam
zu machen, wäre eventuell hilf-
reicher.

K. Neubauer, Schriftführer

V. l.: KG-Vorsitzender Ottfried Würtz, Helmut Ruhl, Ernst Lißmann, Jörg Bruchmüller, Jürgen Winter und Lothar Luzius.
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25-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Wilfried Schwalm
Kreisgruppe Ziegenhain

40-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Fred Bruening
Kreisgruppe PASt Baunatal

ES VERSTARBEN

Werner van Steen
Kreisgruppe Friedberg
Otto Kaiser
Kreisgruppe Main-Kinzig
Rudolf Dauer
Kreisgruppe PTLV
Josef Weese
Kreisgruppe Ziegenhain

Wir werden ihnen ein
ehrendes Andenken bewahren.
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